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 Vereinbarungen über Nachträge sind ab-
schließend 

Der Bundesgerichtshof hat eine Entscheidung 
des Kammergerichts Berlin bestätigt, in der ein 
Auftragnehmer vom Auftraggeber bauzeitbe-
dingte Mehrkosten in der Größenordnung von 
etwa EUR 20.000,00 geltend gemacht hat, die 
ihm im Zusammenhang mit einer nachträglich 
entstandenen Leistung entstanden sind, die 
ihm vor Gericht aber nicht zuerkannt wurde. 

Der Auftragnehmer hatte dem Auftraggeber im 
Rahmen eines Nachtragsangebots die zusätz-
lich auszuführenden und anfallenden Leistun-
gen abschließend aufgeführt und eine Vergü-
tung von EUR 22.600,00 im Angebot verlangt, 
dieses Nachtragsangebot hat der Auftraggeber 
angenommen und beauftragt. Hinweise darauf, 
dass sich die Bauzeit durch den Zusatzauftrag 
verlängert hat der Unternehmer nicht gegeben. 
Auch hat er dafür keine Kosten angegeben oder 
vorbehalten. 

Bauzeitbedingte Mehrkosten kann der Auftrag-
nehmer im entschiedenen Fall nicht verlangen, 
da er diese mit seinem Nachtragsangebot hätte 
entweder anbieten müssen oder aber zumin-
destens darauf hinweisen müssen, dass wei-
tere, durch die Verlängerung der Bauzeit im 
Zeitpunkt des Nachtragsangebots noch nicht 
genau definierbare Kosten hinzukommen kön-
nen. Das Nachtragsangebot ist von den Gerich-
ten als abschließend beurteilt worden.  

Auftragnehmern ist es grundsätzlich anzuraten, 
in ihren Nachträgen entweder auch eine Posi-
tion für die Verlängerung der Bauzeit (z.B. län-
gere Vorhaltung der Baustelleneinrichtung) auf-
zunehmen oder diese in die Nachtragspreise 
einzukalkulieren, zumindest aber einen ent-
sprechenden Vorbehalt im Nachtragsangebot 
zu erklären, wenn für die bauzeitabhängigen 
Mehrkosten noch keine verlässliche Angabe 
gemacht werden kann. Ein solcher Vorbehalt 
birgt natürlich das Risiko, im Nachhinein den 
Nachweis der tatsächlichen bauzeitbedingten 
Mehrkosten nicht führen zu können. Der für 
beide Parteien faire und sicherere Weg ist es 
deswegen gleich im Rahmen der Nachtragsver-
handlungen auch die bauzeitbedingten Mehr-
kosten festzulegen. 

Kammergericht Berlin, Urteil vom 22.06.2018 – 
7 U 111/17;  

BGH, Beschluss vom 09.10.2019 - VII ZR 
138/18 

 

 Trennungsunterhalt auch ohne eheliche Le-
bensgemeinschaft 

Es hatte der Bundesgerichtshof in einem Be-
schluss vom 19.02.2020 - XII ZB 358/19 (NJW 
2020, 1674, ff.) über den Anspruch auf Tren-
nungsunterhalt für den Fall zu entscheiden, 
dass eine eheliche Lebensgemeinschaft zu kei-
nem Zeitpunkt aufgenommen wurde. Nach dem 
Sachverhalt hatten eine deutsche Staatsange-
hörige mit Wohnsitz und Berufstätigkeit in 
Frankfurt am Main und ein britischer Staatsbür-
ger, mit Wohnsitz und Arbeitsverhältnis in Paris, 
beide mit indischen Wurzeln, die Ehe geschlos-
sen, welche von den Eltern arrangiert wurde. 
Zwar war die Begründung eines gemeinsamen 
Wohnsitzes in Paris vorgesehen, hierzu ist es 
jedoch nicht gekommen. Die Eheleute lebten 
durchgängig getrennt an den bisherigen Wohn-
sitzen, ohne Änderung der Arbeitsverhältnisse, 
bei getrennten Konten, ohne wechselseitige fi-
nanzielle Leistungen/Verflechtung. Die Ehefrau 
hat an deren Wohnsitz Trennungsunterhalt gel-
tend gemacht, der Anspruch wurde in erster In-
stanz abgelehnt. Das Oberlandesgericht hat 
den Ehemann zur Unterhaltszahlung verpflich-
tet, dies wurde durch den Bundesgerichtshof 
bestätigt. 

Die internationale Zuständigkeit nach der euro-
päischen Zuständigkeitsregelung wurde bestä-
tigt. Wesentlich war, dass der Bundesgerichts-
hof betont hat, dass die Aufnahme der eheli-
chen Lebensgemeinschaft oder auch eine Ver-
flechtung der wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
Voraussetzung für die Forderung von Tren-
nungsunterhalt ist. Alleinige Voraussetzung ist 
die bestehende Ehe und eine dauerhafte Tren-
nung. Da nach den objektiven Verhältnissen, 
unabhängig von der tatsächlichen Verwendung 
des beiderseitigen Einkommens vor der Tren-
nung zu entscheiden sei, kommt es auch nicht 
darauf an, ob jeder Ehegatte von seinen eige-
nen Einkünften seinen Lebensbedarf bestritten 
hat. Es wurde auch die Annahme einer Verwir-
kung verneint, diesbezügliche Gründe lagen 
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nicht vor, zumal die Eheleute ursprünglich be-
absichtigt hatten, einen gemeinsamen Wohn-
sitz zu begründen, die eheliche Lebensgemein-
schaft aufzunehmen. 

Die Entscheidung zeigt, wie wenige Vorausset-
zungen für die Geltendmachung und Durchset-
zung eines Trennungsunterhalts erfüllt sein 
müssen. Im Ergebnis reicht die wirksam ge-
schlossene standesamtliche Ehe und eine 
nachfolgende Trennung im Sinne einer endgül-
tigen Ablehnung der ehelichen Lebensgemein-
schaft sowie ungleiche Einkommensverhält-
nisse. 

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 19.02.2020 
- XII ZB 358/19 

 

 Auslegung der Betriebskostenumlage bei 
einer Individualvereinbarung 

Mit Urteil vom 08.04.2020 - XII ZR 120/18 - be-
fasste sich der Bundesgerichtshof mit der 
Frage, ob eine einzelvertragliche Vereinbarung, 
wonach der Mieter sämtliche Betriebskosten zu 
tragen hat, so auszulegen ist, dass damit alle in 
§ 27 II. BV i.V.m. Anl. 3 bzw. in § 2 Betriebskos-
tenverordnung genannten Kostenarten umge-
legt sind. Zwar bejaht der Bundesgerichtshof 
diese Frage, betont aber, dass dies nur für Indi-
vidualvereinbarungen, nicht aber für Allge-
meine Geschäftsbedingungen gilt. 

Die Parteien eines Gewerbemietvertrages strit-
ten darüber, ob der Mieter die Grundsteuer an-
teilig tragen muss. Mietgegenstand war ein be-
bautes Grundstück zum Betrieb eines Super-
marktes mit Getränkehandel und Parkplätzen. 
Zu den Betriebskosten enthält der Vertrag fol-
gende Regelung: 

"Sämtliche Betriebskosten werden von dem 
Mieter getragen. Hierunter fallen insbesondere 
die Kosten der Be- und Entwässerung sowie 
der Heizungs- einschließlich Zählermiete und 
Wartungskosten …". 

In den jährlichen Betriebskostenabrechnungen 
ließ der Vermieter die für das Mietobjekt anfal-
lende Grundsteuer zunächst unberücksichtigt. 
Nach zweieinhalb Jahrzehnten forderte er erst-
mals Erstattung der Grundsteuer. 

Der Bundesgerichtshof geht aufgrund der Fest-
stellungen der Instanzgerichte davon aus, dass 
es sich bei der mietvertraglichen Regelung zur 

Tragung der Betriebskosten um eine im Einzel-
nen ausgehandelte Individualvereinbarung 
handelt. Es liegen also keine Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen vor, die einer Inhaltskon-
trolle unterliegen. Allerdings muss auch die In-
dividualvereinbarung wie jede schuldrechtliche 
Vereinbarung bestimmt oder zumindest be-
stimmbar sein, um wirksam zu sein (BGH NJW 
2013, 3361 Rn. 21; Guhling/Günter/Both Ge-
werberaummiete § 556 BGB Rn. 12). Weiterge-
hende Anforderungen an die Transparenz einer 
individualvertraglichen Betriebskostenverein-
barung bestehen hingegen nicht, anders als bei 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, wo es we-
gen § 307 Abs. 1 S. 2 BGB einer ausdrückli-
chen, inhaltlich bestimmten Regelung bedarf, 
damit der Mieter sich zumindest ein grobes Bild 
davon machen kann, welche zusätzlichen Kos-
ten auf ihn zukommen können (BGH NJW 
2014, 3722 Rn. 25 und BGH NJW-RR 2006, 84, 
85). Denn bei einer einzelvertraglichen Rege-
lung bedarf keine Vertragspartei des Schutzes 
dafür, dass ihr mittels vorformulierter Vertrags-
bedingungen ihrem Umfang nach nicht durch-
schaubare Pflichten auferlegt werden und auf 
diese Weise die Entschließungsfreiheit beim 
Abschluss des Vertrags eingeschränkt wird. 

Ob eine Betriebskostenart durch eine entspre-
chende Individualvereinbarung auf den Mieter 
umgelegt ist, ist durch Vertragsauslegung ge-
mäß §§ 133, 157 BGB zu ermitteln. Während 
bei Allgemeinen Geschäftsbedingungen eine 
objektive, nicht am Willen der konkreten Ver-
tragspartner zu orientierende Auslegung gebo-
ten ist (BGH NJW-RR 2016, 572 Rn. 10), ist bei 
der Auslegung von einzelvertraglichen Verein-
barungen nach §§ 133, 157 BGB der wirkliche 
Wille der Erklärenden zu erforschen. Emp-
fangsbedürftige Willenserklärungen sind so 
auszulegen, wie sie der Empfänger nach Treu 
und Glauben unter Berücksichtigung der Ver-
kehrssitte verstehen musste. Dabei ist vom 
Wortlaut der Erklärung auszugehen und dem-
gemäß in erster Linie dieser und der ihm zu ent-
nehmende objektiv erklärte Parteiwille zu be-
rücksichtigen. Bei der Willenserforschung sind 
aber auch der mit der Absprache verfolgte 
Zweck, die Interessenlage der Parteien und die 
sonstigen Begleitumstände zu berücksichtigen, 
die den Sinngehalt der gewechselten Erklärun-
gen erhellen können (BGHZ 184, 128). Im kon-
kreten Fall stellt der Bundesgerichtshof insbe-
sondere auf den Begriff der "Betriebskosten" ab 
und meint, wenn ein von den Vertragsparteien 
verwendeter Rechtsbegriff wie hier gesetzlich 
definiert ist, dann könne für die Auslegung re-
gelmäßig auf diese Definition zurückgegriffen 
werden, wenn sich kein übereinstimmendes ab-
weichendes Begriffsverständnis der Parteien 
feststellen lässt (so BGHZ 183, 299). Denn eine 
solche gesetzliche Definition ist geeignet, die 
fachsprachliche Bedeutung eines Begriffs im 
Zusammenhang mit der Regelung rechtlicher 
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Beziehungen zu umschreiben. Ohne Auswir-
kung ist insoweit grundsätzlich, ob die die Defi-
nition enthaltende Gesetzesbestimmung auf 
den Vertrag zur Anwendung kommt. Daher hat 
es der Bundesgerichtshof als zulässig erachtet, 
für die Auslegung des in Gewerberaummietver-
trägen enthaltenen Begriffs der "Verwaltungs-
kosten" auf die in § 1 Abs. 2 Nr. 1 Betriebskos-
tenverordnung enthaltene Definition zurückzu-
greifen, obwohl diese Bestimmung für die Ge-
werberaummiete nicht einschlägig ist (BGHZ 
183, 299). Nicht anders verhält es sich im Er-
gebnis bei der Auslegung des Begriffs der "Be-
triebskosten". Dieser ist seit vielen Jahren 
durch Rechtsverordnung und später durch Ge-
setz definiert. Wie der Bundesgerichtshof für die 
Wohnraummiete bereits entschieden hat, ist 
der in einem Mietvertrag verwendete Begriff der 
"Betriebskosten" mit Blick auf diese Gesetzes-
lage ohne weiteres in dem in den gesetzlichen 
Bestimmungen niedergelegten Sinne zu verste-
hen (BGH NJW 2016, 1308 Rn. 15 f.). Obwohl 
§ 556 BGB nicht auf Gewerberaummietverhält-
nisse anwendbar ist, gilt für diese das gleiche, 
sodass auch dort die gesetzliche Definition zur 
Beantwortung der Frage herangezogen werden 
kann, welchen Bedeutungsgehalt der in einem 
Mietvertrag verwendete Begriff "Betriebskos-
ten" hat (Guhling/Günter/Both Gewerberaum-
miete § 556 BGB Rn. 20). Dem steht nicht ent-
gegen, dass im Bereich der Gewerberaum-
miete auch Kostenpositionen auf den Mieter 
umgelegt werden können, die im Katalog des § 
2 Betriebskostenverordnung nicht aufgeführt 
sind (BGHZ 183, 299). In Anbetracht dieses 
Wortsinns fehlt es einer Vereinbarung, wonach 
der Mieter sämtliche Betriebskosten zu tragen 
hat, auch im Bereich der Gewerberaummiete 
nicht an der für eine Vertragsauslegung nach §§ 
133, 157 BGB erforderlichen Bestimmbarkeit, 
ohne dass es einer Bezugnahme auf die ge-
setzlichen Normen oder der Aufzählung der ein-
zelnen Kostenpositionen bedarf. Vielmehr er-
fasst eine solche Regelung dann, wenn sich 
kein übereinstimmendes abweichendes Be-
griffsverständnis der Vertragsparteien feststel-
len lässt, alle zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses in die gesetzliche Definition - § 2 II. 
BV i.V.m. Anl. 3 im entschiedenen Fall, bei jün-
geren Mietverträgen § 2 Betriebskostenverord-
nung - einbezogenen Kostenarten, sodass in 
der dem Bundesgerichtshof vorliegenden Sa-
che die Grundsteuer vom Wortsinn der vertrag-
lichen Regelung erfasst sein kann. Der Bundes-
gerichtshof hat allerdings nicht abschließend 
entschieden sondern dem Berufungsgericht die 
"Hausaufgabe" erteilt, die erforderliche Ausle-
gung des Mietvertrags unter Beachtung der 
Rechtsausführungen des Bundesgerichtshofs 
vorzunehmen. Dabei hat der Bundesgerichts-
hof das Berufungsgericht darauf hingewiesen, 
es möge in den Blick nehmen, dass das dem 
Vertragsschluss nachfolgende Verhalten der 

Parteien - die jahrzehntelange Nichtumlage der 
Grundsteuer - unter Umständen Bedeutung für 
die Ermittlung des tatsächlichen Willens und 
das tatsächliche Verständnis der an dem 
Rechtsgeschäft Beteiligten bei Vertragsschluss 
haben kann (BGH NJW 2008, 283 Rn. 16 
m.w.N.). Allerdings werde - so der Bundesge-
richtshof - aus der bloßen jahrzehntelangen 
Nichtabrechnung einer ursprünglich als auf den 
Mieter umgelegt vereinbarten Kostenposition 
nur bei Hinzutreten besonderer Umstände die 
konkludente Abänderung der Umlagevereinba-
rung abgeleitet werden können (BGHZ 184, 
117). 

Die eigentlich spannende Frage hat der Bun-
desgerichtshof nicht beantwortet, weil er es 
nicht musste. Für die Praxis viel bedeutender ist 
nämlich, ob die Umlage "sämtlicher Betriebs-
kosten" in einem Formularvertrag genügt, damit 
die in § 2 Betriebskostenverordnung genannten 
Kostenarten den Mietern anteilig überbürdet 
werden können. Da der Bundesgerichtshof 
aber scharf zwischen Individualvereinbarung 
und Allgemeinen Geschäftsbedingungen ab-
grenzt und auch noch expressis verbis erklärt, 
bei Allgemeinen Geschäftsbedingungen be-
dürfe es "einer ausdrücklichen, inhaltlich be-
stimmten Regelung", spricht doch einiges dafür, 
dass man den Bundesgerichtshof so verstehen 
kann, dass bei einem Formularvertrag die Re-
gelung nicht ausreichend ist, wonach der Mieter 
sämtliche Betriebskosten tragen solle, um die in 
§ 2 Betriebskostenverordnung genannten Kos-
tenarten als umgelegt anzusehen. 

BGH, Urteil vom 08.04.2020 - XII ZR 120/18 

 

 Erhöhte Haftung im Fahrzeug-Mietvertrag 

Es ist gebräuchlich, dass Vermieter von Kraft-
fahrzeugen in ihren Verträgen, als Allgemeine 
Geschäftsbedingungen, eine Selbstbeteiligung 
bei Beschädigung des vermieteten Fahrzeuges 
bei Haftungsfreistellung im Übrigen vereinba-
ren. Für den Eintritt der Haftungsfreistellung 
werden dann üblicherweise auch die Ein-
schränkungen aus dem Bereich einer Vollkas-
koversicherung nachgebildet, d. h. die Möglich-
keit der Leistungskürzung insbesondere bei 
grob fahrlässigen Verhalten. 

So hatte das OLG Frankfurt in einem Urteil vom 
12.02.2020 - 2 U 43/19 über die Ersatzforde-
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rung eines Mietwagenunternehmens zu ent-
scheiden. Der vereinbarte Selbstbehalt von 
EUR 1.050,00 für ein Unfallereignis vom 
11.09.2019 war unstreitig und bereits begli-
chen. Das Mietwagenunternehmen hat mit Ver-
weis auf ein grob fahrlässiges Verhalten des 
Mieters, welches zum Unfall geführt hat, eine 
weitere Haftung i.H.v. 50 % des Schadens, wei-
tere EUR 4.426,19 geltend gemacht. Es war in-
soweit unstreitig bzw. im Verfahren geklärt, 
dass der Mieter als Fahrer sich auf der Auto-
bahn bei einer Geschwindigkeit zwischen 50 
und 60 km/h zu einem achtjährigen Kind, wel-
ches auf der Rückbank saß, umgedreht hat, so-
dass es, aufgrund einer verspäteten Reaktion 
auf einen Bremsvorgang des vorausfahrenden 
Motorradfahrers zum Auffahrunfall kam. 

Es wurde als evidente Verpflichtung des Fahr-
zeugführers beurteilt, stets den vorausfahren-
den Verkehr zu beobachten. Soweit sich der 
Fahrer/Mieter damit verteidigt hat, er habe in 
der Hand des Kindes einen unbekannten Ge-
genstand gesehen, konnte nicht erkennen, was 
es ist, ohne sich umzudrehen, wurde dieser da-
rauf verwiesen, dass sich ein Kraftfahrzeugfüh-
rer vor Antritt der Fahrt darüber vergewissern 
muss, dass Kinder im Fahrzeug sicher sitzen 
und keine gefährlichen Gegenstände in Griff-
nähe sind. Nach Auffassung des OLG Frankfurt 
geht die Sicherheit durch Beobachtung des vo-
rausfahrenden Verkehrs, auch für die weiteren 
Fahrzeuginsassen, vor. Auf dieser Grundlage 
wurde eine grobe Fahrlässigkeit bejaht und eine 
Haftungsquote von zumindest 50 % bzw. die 
entsprechende Kürzung hinsichtlich der Frei-
stellung nach den Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen des Mietwagenunternehmens be-
stätigt. 

Die Entscheidung zeigt, dass es bei einer ent-
sprechenden Schadensmeldung wesentlich da-
rauf ankommt, was Unfallursache geworden ist. 

OLG Frankfurt, Urteil vom 12.02.2020 - 2 U 
43/19 

 

 WEG kann nicht alles an sich ziehen 

Die Klägerin, der eine Eigentumswohnung ge-
hört, nimmt die Beklagte als Eigentümerin einer 
weiteren Wohnung auf Unterlassung von Ge-
ruchs- und Lärmbelästigungen sowie Unterlas-
sung der Nutzung der Wohnung als Pensions-
betrieb in Anspruch. Das Landgericht hat die 

Klage als unzulässig abgewiesen, da die Woh-
nungseigentümergemeinschaft die Ansprüche 
in einem Beschluss vom November 2015 an 
sich gezogen habe und daher nur noch von der 
Wohnungseigentümergemeinschaft geltend ge-
macht werden könnten. Auch in der Berufungs-
instanz hatte die Klägerin keinen Erfolg. Der 
Bundesgerichtshof ist im Hinblick auf das Be-
gehren der Unterlassung von Geruchs- und 
Lärmbelästigungen anderer Ansicht und gibt 
der klagenden Eigentümerin Recht. Denn die 
Klägerin wendet sich mit den Ansprüchen auf 
Unterlassung der Geruchs- und Lärmbelästi-
gungen gegen unmittelbare Beeinträchtigung 
ihres Sondereigentums. Solche, den räumli-
chen Bereich des Sondereigentums betreffen-
den Ansprüche kann die Gemeinschaft nicht 
durch Beschluss an sich ziehen. Ein solcher Be-
schluss ist mangels Beschlusskompetenz nich-
tig, sodass die Klägerin bezüglich Verfolgung 
dieser Ansprüche prozessführungsbefugt ge-
blieben ist und ihre Klage zulässig war. Dage-
gen war die Klage bezüglich der Unterlassung 
der Nutzung der Wohnung als Pensionsbetrieb 
unzulässig, da die Vergemeinschaftung der 
Verfolgung dieser Unterlassungsansprüche die 
Prozessführungsbefugnis der Klägerin entzo-
gen hat. Die Vergemeinschaftung solcher An-
sprüche ist nämlich zulässig. Die hierfür not-
wendige Voraussetzung, dass die Rechtsaus-
übung durch den Verband dem Gemeinschafts-
interesse förderlich ist, liegt vor. Der Unterlas-
sungsanspruch ist darauf gerichtet, die in der 
Gemeinschaftsordnung enthaltene Zweckbe-
stimmung durchzusetzen und damit dieser Gel-
tung zu verschaffen. Hierfür ist ein einheitliches 
Vorgehen im Gemeinschaftsinteresse förder-
lich, so der Bundesgerichtshof. 

Im Ergebnis muss die Gemeinschaft im einzel-
nen prüfen, ob für das Ansichziehen von An-
sprüchen die Beschlusskompetenz besteht. 
Das ist bei Unterlassungsansprüchen, die ledig-
lich bei der Abwehr von Störungen im räumli-
chen Bereich des Sondereigentums bestehen, 
nicht der Fall. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 24.01.2020 - V 
ZR 295/16 

 Wohnungseigentümer müssen frühzeitig in-
formiert sein 

In einer Eigentümerversammlung vom 
14.11.2017 wurde die T. GmbH zur Verwalterin 
bestellt, wobei der Beschluss vor dem Amtsge-
richt angefochten wurde. Daher wurde eine 
zweite Versammlung für den 20.02.2018 anbe-
raumt, in welcher die T. GmbH erneut zur Ver-
walterin bestellt worden ist. In der Versammlung 
vom 20.02.2018 wurde den Eigentümern mitge-
teilt, dass neben dem Angebot der Firma T. 
GmbH noch zwei weitere Angebote eingeholt 
worden sind, die zur Einsichtnahme zur Verfü-
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gung stünden. Den Beschluss über die Verwal-
terbestellung am 20.02.2018 beurteilt der Bun-
desgerichtshof als ordnungsgemäßer Verwal-
tung widersprechend und erklärt den Beschluss 
vom 20.02.2018 für ungültig. Zunächst stellt der 
Bundesgerichtshof fest, dass es sich bei der 
Wahl vom 20.02.2018 nicht um eine Wieder-
wahl sondern eine Neubestellung eines Verwal-
ters handelt. Denn der Beschluss vom 
14.11.2017 wurde angefochten und ist nicht be-
standskräftig geworden. Die erneute Be-
schlussfassung vom 20.02.2018 diente damit 
ersichtlich den Zweck, eventuellen Fehlern bei 
der Bestellung vom 14.11.2017 zu begegnen, 
sodass es sich auch bei der Bestellung vom 
20.02.2018 um eine Neubestellung handelt. 

Demnach gilt bei der Neubestellung der Grund-
satz, dass vor der Beschlussfassung der Woh-
nungseigentümer über die Bestellung eines 
neuen Verwalters Alternativangebote einzuho-
len sind, wie der Bundesgerichtshof bereits 
2011 entschieden hat (V ZR 96/10). Für die ord-
nungsgemäße Wahl eines neuen Verwalters ist 
es erforderlich jedenfalls die Namen der Bewer-
ber und Eckdaten ihrer Angebote grundsätzlich 
innerhalb der Einladungsfrist des §§ 24 Abs. 4 
S. 2 WEG (das sind mindestens 14 Tage) den 
Eigentümern zukommen zu lassen. Denn eine 
ordnungsgemäße Beschlussfassung kann im 
Einzelfall erfordern, den Wohnungseigentü-
mern schon in der Einladung zur Versammlung 
Informationen zur Verfügung zu stellen, um 
ihnen eine inhaltliche Befassung mit dem Be-
schlussgegenstand und eine ausreichende Vor-
bereitung auf die Eigentümerversammlung zu 
ermöglichen. Das ist zum Beispiel bei der Be-
schlussfassung über die Jahresabrechnung 
und den Wirtschaftsplan zu bejahen. Wann es 
erforderlich ist, den Wohnungseigentümern be-
reits vor der Eigentümerversammlung Unterla-
gen oder bestimmte Informationen zur Verfü-
gung zu stellen, hängt von dem Beschlussge-
genstand und den auszuwertenden Unterlagen 
bzw. Informationen ab. Die Neubestellung ei-
nes Verwalters ist eine wichtige Entscheidung 
der Eigentümer, welche regelmäßig für meh-
rere Jahre getroffen wird. Daher bedarf sie einer 
fundierten Tatsachengrundlage. Demnach ist 
es nicht nur erforderlich Alternativangebote ein-
zuholen. Vielmehr müssen diese den Woh-
nungseigentümern auch bekannt gegeben wer-
den. Es genügt aber nicht, diese Informationen 
erstmals in der Eigentümerversammlung vor 
der Wahl bekanntzugeben. Damit wird es näm-
lich den Wohnungseigentümern unmöglich ge-
macht, über die Kandidaten vorab Erkundigun-
gen einzuziehen. Auch ist ein Angebotsver-
gleich erschwert. In der Eigentümerversamm-
lung steht regelmäßig nicht genügend Zeit zur 
Verfügung, um sich sachgerecht mit den Kon-
kurrenzangeboten zu beschäftigen. Demnach 
ist es innerhalb der Einladungsfrist entweder 
notwendig, die Angebote selbst zu übersenden. 

Der Bundesgerichtshof stellt aber auch klar, 
dass es weitere Alternativen der Informations-
vermittlung gibt. Es reicht nämlich auch aus, 
wenn den Wohnungseigentümern die Namen 
der Bewerber sowie die Eckpunkte der Ange-
bote (nämlich Laufzeit des Vertrages und die 
Vergütung mit der Aufschlüsselung, ob es sich 
um eine Pauschalvergütung oder eine Vergü-
tung mit mehreren Vergütungsbestandteilen 
handelt) mitgeteilt werden. Wenn allerdings die 
Wohnungseigentümer nicht durch Übersen-
dung der Angebote sondern durch die Bekannt-
gabe der Eckpunkte der Angebote informiert 
werden, ist den Wohnungseigentümern, die 
dies wünschen, eine Kenntnisnahme der voll-
ständigen Angebote zu ermöglichen. 

Nachdem der Beschluss vom 20.02.2018 die-
sen Anforderungen nicht entspricht, war der Be-
schluss für ungültig zu erklären.  

Bundesgerichtshof, Urteil vom 24.01.2020 - V 
ZR 110/19 
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